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Antragstext:

Der Ausschuss möge beschließen:

Der Magistrat wird gebeten zu berichten, ob es in Umsetzung des Beschlusses Nr. 114 der 
Stadtverordnetenversammlung vom
16. Februar 2006 zu Vereinbarungen an Schulen gekommen ist, die die Schüler/innen verpflichten, 
sich auf dem Schulgelände generell in deutscher Sprache zu verständigen.
An welchen Schulen gibt es solche Vereinbarungen?

Wie beurteilt der Magistrat die Wirkung solcher Vereinbarungen angesichts des Gebotes des 
Artikels 3 GG und der fachwissenschaftlich fundierten Auffassung, dass die Pflege und Förderung 
der Herkunftssprache dazu beitragen jede weitere Sprache besser zu erlernen und dass die 
Beherrschung möglichst vieler Sprachen in der globalisierten Welt einen unschätzbaren Wert für 
jeden Menschen darstellt.

Wiesbaden, 26.11.2008


